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Bebauungsplanverfahren Nr. 06/011 - Airport City West 
(Gebiet etwa südlich des Fluhafens Düsseldorf, nördlich der Autobahn A 44 sowie zwi­

schen der Flughafenstraße und der Klaus-Bungert-Straße) 

- Stand vom 28.07.2017 

Ihr Schreiben vom 04.08.2017 -Az.: 61/12-8-06/011 

Anlage: Allgemeine Forderungen 

­

­

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Sehr geehrter Herr Tomberg, 


das o.a. Plangebiet grenzt unmittelbar an die teilweise unterirdisch geführte Trasse der Auto­

bahn 44, Abschnitt 26 und berührt somit die Belange der Straßenbauverwaltung. 

Der Landesbetrieb Straßenbau NRW, Autobahnniederlassung Krefeld ist für den Betrieb und 

die Unterhaltung der A 44 zuständig und damit für die anbaurechtliche Beurteilung im Nahbe­

reich der Autobahn. 


Die als Anlage beigefügten "Allgemeinen Forderungen" sind bei Aufstellung der Bauleitplanung 

grundsätzlich zu berücksichtigen. Abweichungen von den Bestimmungen des § 9 Fernstraßen­

gesetz bedürfen aufgrund der rechtlichen Problematik immer einer Einzelprüfung und Einzelent­

scheidung durch die Straßenbauverwaltung. 

Anbauverbots- und Anbaubeschränkungszone sind im Bebauungsplan-Vorentwurf enthalten. 


Ziel der eingereichten Bauleitplanung ist die Ausweisung von eingeschränkten Gewerbegebie­

ten - vorwiegend für Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude bzw. einen Beherbergungsbe­

trieb-, Grün- und Verkehrsflächen. 


Die vorgelegte Planunterlage zur o.a. frühzeitigen TÖB-Beteiligung befindet sich in einem frü­

hen Entwurfsstadium, das noch diverser Ergänzungen bedarf. 


Für die vorgesehenen gewerblichen Nutzungen innerhalb des Plangebietes ist von einer zu­

sätzlichen Verkehrsbelastung im umliegenden klassifizierten Straßennetz auszugehen. 
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Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung ist eine Verkehrsuntersuchung hinsichtlich der zu 

erwartenden Zusatzverkehre und deren Verträglichkeit im umliegenden Straßennetz durchzu­

führen. 

Sämtliche Kosten für erforderliche Straßenumbau- und Verkehrssteuerungsmaßnahmen gehen 

dabei zu Lasten der Stadt Düsseldorf. 


Die o.a. Bauleitplanung wird in Kenntnis der im Nahbereich vorhandenen Autobahn 44 und de­

ren negativen Auswirkungen aufgestellt. 

Gegenüber der Straßenbauverwaltung können weder jetzt noch zukünftig aus dieser Planung 

Ansprüche auf aktiven und/oder passiven Lärmschutz oder ggfls. erforderlich werdende Maß­

nahmen bzgl. der Schadstoffausbreitung geltend gemacht werden. 


Aussagen zu Eingriff und Ausgleich in den Naturhaushalt werden erst im weiteren Verfahren er­

gänzt. 

Um Planungskollisionen zu vermeiden bitte ich mir zu gegebener Zeit die Lage von evtl. erfor­

derlich werdenden externen Ausgleichsflächen, eingetragen in einen Übersichtslageplan, mitzu­

teilen. 
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Landesbetrieb Straßenbau NRW 

Autobahnniederlassung Krefeld 


Allgemeine Forderungen 

l. 	 Ein Hinweis auf die Schutzzonen der Autobahn gemäß § 9 ( l + 2) Fernstraßengesetz 
(FStrG) ist in den Textteil des Bauleitplanes aufzunehmen. Die Eintragung der Schutzzonen 
in den Plan wird empfohlen. 

2. 	 In einer Entfernung bis zu 40 m, gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn der 
Bundesautobahn (Anbauverbotszone § 9 (1) FStrG) dürfen Hochbauten jeder Art nicht 
errichtet werden und Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs nicht 
durchgeführt werden. Ebenfalls unzulässig sind Anlagen der Außenwerbung sowie 
Einrichtungen die für die rechtliche oder gewerbliche Nutzung der Hochbauten erforderlich 
sind (z.B. Pflichtstellplätze, Feuerwehrumfahrten, Lagerflächen o.ä.). 
Sicht- und Lärmschutzwälle bedürfen der Genehmigung der Straßenbauverwaltung. 

3. 	 In einer Entfernung bis zu 100 m, gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn der 
BAB (Anbaubeschränkungszone § 9 (2) StrG) 

a) 	 dürfen nur solche Bauanlagen errichtet, erheblich geändert oder anders genutzt 
werden, die, die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der Autobahn weder 
durch Lichteinwirkung, Dämpfe, Gase, Rauch, Geräusche, Erschütterungen und dgl. 
gefährden oder beeinträchtigen. Anlagen der Außenwerbung stehen den baulichen 
Anlagen gleich. 

b) 	 sind alle Beleuchtungsanlagen innerhalb und außerhalb von Grundstücken und 
Gebäuden so zu gestalten oder abzuschirmen dass die Sicherheit und Leichtigkeit 
des Verkehrs auf der BAB nicht durch Blendung oder in sonstiger Weise 
beeinträchtigt wird. 

c) 	 bedürfen Werbeanlagen Firmennamen, Angaben über die Art von Anlagen oder 
sonstige Hinweise mit Wirkung zur Autobahn einer straßenrechtlichen Prüfung und 
Zustimmung. 

Zur befestigten Fahrbahn gehören auch die Standstreifen, Beschleunigungs- und Verzöge­
rungsstreifen der Anschlussstellen und die Anschlussstellen selbst. 

Entschädigungsansprüche, die sich durch das Vorhandensein oder den Betrieb auf der 
Autobahn ergeben oder ergeben können - z.B. Geräusch- Geruchs- oder 
Staubbelästigungen, können nicht geltend gemacht werden. 

4. 	 Bei Kreuzungen der BAB dmch Versorgungsleitungen und nachrichtlicher Übernahme der 
Leitungen innerhalb der Schutzzonen gemäß § 9 ( 1 + 2 ) FStrG ist die Abstimmung mit der 
Straßenbauverwaltung außerhalb des P1anverfahrens erforderlich. 

5. 	 Gemäß§ 33 der Straßenverkehrsordnung ist die Straßenbauverwaltung an Maßnahmen zu 
beteiligen, die, die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der BAB beeinträchtigen 
können. Vom städtischen Bauordnungsamt ist daher sicherzustellen, dass über die BAB 
Schutzzonen hinaus Werbeanlagen, Firmennamen, Angaben über die Art von Anlagen und 
sonstige Hinweise, die den Verkehr auf der BAB beeinträchtigen können, nur dann 
aufgestellt werden dürfen wenn die Straßenbauverwaltung zugestimmt hat. 

6. Immissionsschutz für neu ausgewiesene Gebiete geht zu Lasten der Gemeinde / Stadt. 




